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Inhaltsverzeichnis

1.	 Annullierung des Hinflugs – Erstattung sämtlicher 
Flugkosten bei einheitlicher Buchung

 
„Der aufgrund einer Annullierung bestehende Anspruch auf 
Erstattung der Flugscheinkosten umfasst sowohl die Kos-
ten des Hinflugs als auch die Kosten des Rückflugs, wenn 
Hin- und Rückflug Gegenstand einer einheitlichen Buchung 
sind, über die ein einziger Flugschein ausgestellt worden 
ist. Dies gilt unabhängig davon, von welchem Ort aus der 
Rückflug vorgesehen war“, entschied der Bundesgerichts-
hof (BGH).

Dieser Entscheidung lag der nachfolgende Sachverhalt zu-
grunde: Die Reisenden hatten eine bestätigte einheitliche 
Buchung für Hinflüge von München über Madrid und Bo-
gotá nach Quito sowie für Rückflüge von Quito über Bogotá 

nach München. Die Buchung erfolgte über ein Reisebüro 
und der Preis für die Flugtickets betrug ca. 4.800 €. Das 
Luftfahrtunternehmen der ersten Teilstrecke des Hinflugs 
von München nach Madrid annullierte diesen Flug. Die Ur-
lauber verlangten die vollständige Erstattung der Kosten für 
die Hin- und Rückflüge. Das Luftfahrtunternehmen leistete 
jedoch keine Zahlung. Die BGH-Richter bestätigten die An-
sprüche der Reisenden in vollem Umfang.

2.	 Bestell-Button bei Online-Bestellungen
 
Der Europäische Gerichtshofs (EuGH) hatte am 30.5.2024 
über den nachfolgenden Sachverhalt zu entscheiden: In 
Deutschland beauftragte der Mieter einer Wohnung, deren 
monatliche Miete über der erlaubten Höchstgrenze lag, ei-
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nen Inkassodienstleister, von seinen Vermietern die zu viel 
gezahlten Mieten zurückzuverlangen. Er gab diese Bestel-
lung über die Webseite dieses Dienstleisters auf. Vor dem 
Klicken auf den Bestell-Button setzte er ein Häkchen zur 
Zustimmung zu den Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
Diesen zufolge müssen die Mieter eine Vergütung in Höhe 
von einem Drittel der ersparten Jahresmiete zahlen, falls 
die Bemühungen des Dienstleisters zur Geltendmachung 
ihrer Rechte erfolgreich waren.

Demnach war bei dem Abschluss des Vertrages – im Un-
terschied zu den klassischen Bestell-Buttons, bei deren 
Anklicken z.B. ein wirksamer Kaufvertrag mit einer klaren 
Zahlungspflicht zustande kommt – noch unklar, ob der 
Mieter also überhaupt etwas würde zahlen müssen.

Der EuGH kam zu dem Urteil, dass der Unternehmer den 
Verbraucher vor der Aufgabe der Online-Bestellung darü-
ber informieren muss, dass er mit dieser Bestellung eine 
Zahlungsverpflichtung eingeht. Diese Pflicht des Unterneh-
mers gilt unabhängig davon, dass die Zahlungsverpflich-
tung noch vom Eintritt einer weiteren Bedingung abhängt.

Nach den Europäischen Richtlinien muss der Unterneh-
mer dafür sorgen, dass der Verbraucher bei der Bestel-
lung ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer 
Zahlungsverpflichtung verbunden ist. Gemäß dieser Be-
stimmung muss, wenn der Bestellvorgang die Aktivierung 
einer Schaltfläche oder einer ähnlichen Funktion umfasst, 
diese Schaltfläche oder entsprechende Funktion gut lesbar 
ausschließlich mit den Worten „zahlungspflichtig bestel-
len“ oder einer entsprechenden eindeutigen Formulierung 
gekennzeichnet sein, die den Verbraucher darauf hinweist, 
dass die Bestellung mit einer Zahlungsverpflichtung ge-
genüber dem Unternehmer verbunden ist. Andernfalls ist 
der Verbraucher durch den Vertrag oder die Bestellung 
nicht gebunden.

3.	 Arbeitgeber darf Rot als Farbe der Arbeitsschutz-
hose vorschreiben

 
In einem Unternehmen gab es eine Kleiderordnung und es 
wurde für alle betrieblichen Tätigkeiten in Montage, Pro-
duktion und Logistik funktionelle Arbeitskleidung zur Verfü-
gung gestellt. Dazu gehörten u.a. rote Arbeitsschutzhosen, 
die in den o.g. Bereichen zu tragen waren. Nachdem ein 
Arbeitnehmer im November 2023 auch nach zwei Abmah-
nungen weiterhin nicht in der roten Arbeitshose erschien, 
sondern weiterhin eine schwarze Hose trug, kündigte der 
Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ordentlich fristgerecht 
zum 29.2.2024.

Der Arbeitgeber war aufgrund seines Weisungsrechts be-
rechtigt, Rot als Farbe für die Arbeitsschutzhosen vorzu-

schreiben. Da das allgemeine Persönlichkeitsrecht des 
Arbeitnehmers nur in der Sozialsphäre betroffen war, ge-
nügten sachliche Gründe. Ein maßgeblicher berechtigter 
Aspekt war die Arbeitssicherheit. Das Unternehmen durfte 
Rot als Signalfarbe wählen, weil der Mitarbeiter auch in Pro-
duktionsbereichen arbeitete, in denen Gabelstapler fuhren. 
Aber auch im übrigen Produktionsbereich erhöhte die Farbe 
Rot die Sichtbarkeit der Beschäftigten. Ferner war noch ein 
weiterer sachlicher Grund auf Arbeitgeberseite die Wahrung 
der Corporate Identity in den Werkshallen.

4.	 Außerordentliches Kündigungsrecht – Veränderung 
der Mieterstruktur durch Teilumbau in Bürofläche

 
Das Kammergericht Berlin hatte die Frage zu klären, ob 
der Mieter von Ladenräumen im Erdgeschoss eines Ein-
kaufszentrums ein außerordentliches Kündigungsrecht aus 
wichtigem Grund hat, wenn der Vermieter abweichend von 
der ursprünglichen Konzeption ca. 80 % der Einzelhandels-
flächen im Obergeschoss in Büros umbaut.

Im Verhältnis zwischen Vermieter und Mieter trägt grund-
sätzlich der Mieter das Verwendungsrisiko bezüglich der 
Mietsache. Dazu gehört bei der gewerblichen Miete vor 
allem die Chance, mit dem Mietobjekt Gewinne erzielen zu 
können. Erfüllt sich die Gewinnerwartung des Mieters nicht, 
so verwirklicht sich damit ein typisches Risiko des gewerb-
lichen Mieters, das dieser nicht nachträglich auf den Ver-
mieter verlagern kann.

Diese im Gewerberaummietrecht angelegte Risikovertei-
lung ändert sich nicht dadurch, dass das vermietete Ge-
schäft in einem Einkaufszentrum liegt und nicht nur der 
Mieter, sondern auch der Vermieter erwartet, die notwen-
dige geschäftsbelebende Funktion des Einkaufszentrums 
werde verwirklicht werden können. Wie auch in anderen 
Geschäftslagen fällt es in den Verantwortungsbereich des 
Mieters, als Unternehmer die Erfolgsaussichten eines Ge-
schäftes in der gewählten Lage abzuschätzen.

Das Verwendungsrisiko umfasst auch das Risiko einer Ver-
änderung der Mieterstruktur im Umfeld des Mietobjekts, 
welche der Vermieter vornimmt, um auf die enttäuschte Ge-
winnerwartung auf Grundlage des ursprünglich vorgesehe-
nen Konzepts zu reagieren. Es bestand also für den Mieter 
kein außerordentliches Kündigungsrecht.

5.	 Keine Härtefallscheidung wegen Schwangerschaft 
aus einer außerehelichen Beziehung

 
Leben die Ehegatten noch nicht ein Jahr getrennt, so kann 
die Ehe nur geschieden werden, wenn die Fortsetzung der 
Ehe für den Antragsteller aus Gründen, die in der Person des 
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anderen Ehegatten liegen, eine unzumutbare Härte darstel-
len würde.

Die Richter des Oberlandesgerichts Zweibrücken kamen in 
einem Fall aus der Praxis zu der Entscheidung, dass eine 
Ehefrau, die aufgrund einer außerehelichen Beziehung ein 
Kind erwartet, sich nicht wegen unzumutbarer Härte vor 
Ablauf des sogenannten Trennungsjahres scheiden lassen 
kann.

Dass die Gründe in der Person des anderen Ehegatten lie-
gen müssen, soll verhindern, dass sich der Antragsteller 
auf eigene gravierende Unzulänglichkeiten berufen kann.  
Gemessen daran hatte der von der Ehefrau gestellte Schei-
dungsantrag vor Ablauf des Trennungsjahres keine Aus-
sicht auf Erfolg. Zwar kann im Fall einer Schwangerschaft 
der Ehefrau die Berufung des Ehemannes auf einen Härte-
grund zulässig sein, weil nur bei Anhängigkeit des Schei-
dungsverfahrens vor der Geburt des Kindes eine verein-
fachte Korrektur der Vaterschaft möglich ist. Die Ehefrau 
kann sich hierauf nicht berufen.

6.	 Familien-Haftpflichtversicherung – mitversicherte 
erwachsene Kinder

 
In den Versicherungsbedingungen einer Familien-Haft-
pflichtversicherung war bestimmt, dass die Einbeziehung 
von volljährigen Kindern (mit abgeschlossener Berufs-
ausbildung) des Versicherungsnehmers in den Versiche-
rungsschutz voraussetzt, dass sie mit dem Versicherungs-
nehmer in häuslicher Gemeinschaft leben. Zusätzlich wird 
gefordert, dass eine mitversicherte Person dieselbe Melde-
adresse wie der Versicherungsnehmer hat.

Das Oberlandesgericht Dresden kam in einem Fall aus der 
Praxis zu der Entscheidung, dass allein eine Meldebeschei-
nigung nicht geeignet ist, auch das Bestehen einer häus-
lichen Gemeinschaft zu belegen. Eine häusliche Gemein-
schaft liegt vor, wenn Menschen nicht nur vorübergehend 
zusammenleben und gemeinsam den Haushalt führen. In-
dizien hierfür sind insbesondere die gemeinsame Nutzung 
von zumindest Teilen des Hausrats und der Räume, die 
Gewährung von Kost und Logis oder finanzieller Mittel, die 
Dauer des gemeinsamen Wohnens und das Befinden per-
sönlicher Gegenstände in der Wohnung.

7.	 Zweitwohnungssteuer bei doppelter Haushaltsfüh-
rung ist nur beschränkt abzugsfähiger Aufwand

 
Wer aus beruflichen Gründen eine Zweitwohnung am Be-
schäftigungsort unterhält, kann die notwendigen Mehrauf-
wendungen wegen der beruflich veranlassten doppelten 
Haushaltsführung als Werbungskosten im Rahmen der 

Einkommensteuererklärung geltend machen. Hierzu ge-
hören einerseits die Unterkunftskosten, allerdings höchs-
tens 1.000 € monatlich bzw. 12.000 € jährlich, andererseits 
sonstige notwendige Mehraufwendungen. Letztere sind 
ohne Beschränkung in voller Höhe abzugsfähig. Dies sind 
z.B. Einrichtungsgegenstände und Ausstattung. Aus Ver-
einfachungsgründen wird bei einem Betrag bis zu 5.000 € 
davon ausgegangen, dass es sich um notwendige Mehr-
aufwendungen handelt. Wird eine möblierte Wohnung an-
gemietet, sollte darauf geachtet werden, den Mietanteil für 
die Möblierung gesondert im Mietvertrag auszuweisen. An-
derenfalls kann eine Aufteilung im Schätzwege vorgenom-
men werden.

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte in einem Revisionsverfah-
ren (Az. VI R 30/21) darüber zu entscheiden, ob die von einer 
Stadt erhobene Zweitwohnungssteuer zu den beschränkt 
abzugsfähigen Unterkunftskosten gehört oder zu den un-
beschränkt abzugsfähigen notwendigen Mehraufwendun-
gen. Das Finanzgericht (FG) München hatte nämlich erst-
instanzlich entschieden, dass die Zweitwohnungssteuer 
zu den unbeschränkt abzugsfähigen Mehraufwendungen 
gehöre. Nach Auffassung der Finanzverwaltung wäre die 
Zweitwohnungssteuer den beschränkt abzugsfähigen Un-
terkunftskosten zuzurechnen.

Diese Unterscheidung ist für Steuerpflichtige insbeson-
dere deshalb relevant, weil Wohnraum in Großstädten und 
Ballungsräumen einschließlich der Nebenkosten leicht 
oberhalb von 1.000 € monatlich kostet und sämtliche Un-
terkunftskosten oberhalb dieses Betrages steuerlich unbe-
rücksichtigt bleiben.

Der BFH hat mit Urteil vom 13.12.2023 jedoch entschieden, 
dass die vom Steuerpflichtigen gezahlte Zweitwohnungs-
steuer den beschränkt abzugsfähigen Unterkunftskosten 
zuzurechnen ist. Zur Begründung führte der BFH aus, dass 
die Erhebung der Zweitwohnungssteuer unmittelbar mit 
der Wohnungsnutzung verknüpft sei, sich am jährlichen 
Mietaufwand orientiert und somit einen tatsächlichen Auf-
wand für die Nutzung der Unterkunft darstellt.

8.	 Begriff „Barvermögen“ im Testament
 
In einem vom Oberlandesgericht Oldenburg (OLG) entschie-
denen Fall war in einem Testament u.a. bestimmt, dass die 
Tochter des Erblassers 1/3 des vorhandenen Barvermögens 
erhalten sollte. Das Kapitalvermögen des Erblassers (Depot-
werte und Bankguthaben) betrug insgesamt 192.108,98  € 
(Bankguthaben 152.778,88 €, Genossenschaftsanteile 
3.000 €, Depotvermögen 34.291,87 €, Bargeld 2.038,22 €). 
Die Tochter war der Auffassung, dass unter dem Begriff 
„Barvermögen“ die gesamten liquiden Mittel, insbesondere 
sämtliche Guthaben bei Kreditinstituten, Wertpapiere und 
Bargeld im engeren Sinne zu verstehen sind.
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Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann!  
Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Basiszinssatz:
nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich
für die Berechnung von Verzugszinsen

seit 01.01.2024 = 3,62 %	 1.7.2023 – 31.12.2023 = 3,12 %	 1.1.2023 – 30.06.2023 = 1,62 %
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter:  
www.destatis.de - Themen - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise - Preisindizes im Überblick

Verzugszinssatz 
(§ 288 BGB seit 01.01.2002)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:	 Basiszinssatz + 5 %-Punkte 

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 8 %-Punkte
(abgeschlossen bis 28.07.2014)	

Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:	 Basiszinssatz + 9 %-Punkte
(abgeschlossen ab 29.07.2014)	 zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex:
(2015 = 100)

2024:	Mai = 119,3; April = 119,2; März = 118,6; Februar = 118,1; Januar = 117,6  

2023: Dezember = 117,4; November = 117,3; Oktober = 117,8; September = 117,8; August = 117,5;     
	 Juli = 117,1; Juni = 116,8 ; Mai = 116,5; April = 116,6; März = 116,1; Februar = 115,2; Januar = 114,3

Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreise

„Der Begriff des Barvermögens umfasst heutzutage das ge-
samte Geld, das sofort, also auch über eine Kartenzahlung, 
verfügbar ist. Wertpapiere fallen nicht unter den Begriff des 
Barvermögens. Vielmehr werden Wertpapiere durch den er-
weiterten Begriff des Kapitalvermögens mit abgedeckt, der 
das Barvermögen einschließlich weiterer Kapitalwerte in 
Geld beschreibt“, entschieden die OLG-Richter. Damit wa-
ren das Depotvermögen und die Genossenschaftsanteile 
nicht als Barvermögen zu bewerten.

9.	 Steuerklassen III und V sollen abgeschafft werden  
– Ehegattensplitting soll bleiben

 
Die Bundesregierung plant die Abschaffung der Steuer-
klassen III und V. Der Zeitpunkt ist ungewiss. Die Änderung 
soll mit einem steigenden Digitalisierungsgrad einhergehen 
und eine Einigung mit den Ländern ist noch zu erzielen.

Ehepaare und eingetragene Lebenspartnerschaften erhal-
ten derzeit automatisch die Steuerklassenkombination IV / 
IV, können auf Antrag auch die Kombination III / V oder die 
Steuerklasse IV mit „Faktor“ erhalten. Die Steuerklassen-
kombination IV / IV wird üblicherweise von Paaren gewählt, 
zwischen deren Einkünften keine größere Differenz liegt 
oder wenn Lohnersatzleistungen wie Elterngeld etc. anste-
hen. Der Grundfreibetrag und die Kinderfreibeträge werden 
bei Steuerklasse V nicht berücksichtigt, dafür jedoch dop-
pelt bei der Steuerklasse III. Dies führt bei Arbeitnehmern, 
deren Einkommen dem automatischen Lohnsteuerabzug 
unterliegt, zu einem höheren Steuerabzug in der Steuer-
klasse V und einem geringeren in der Steuerklasse III.

Summarisch steht diesen Paaren während des Jahres eine 
höhere Liquidität zur Verfügung. Sie sind aber verpflichtet, 
im Folgejahr eine Einkommensteuererklärung abzugeben. 

Diese kann zu einer Steuernachzahlung führen, falls keine 
größeren sonstigen Abzugsposten vorhanden sind.

Ersetzt werden soll die Steuerklassenkombination III / V 
durch ein sog. Faktorverfahren, bei dem die Steuerbelas-
tung bereits während des Jahres realitätsgenau unter Be-
rücksichtigung der jeweiligen Arbeitseinkommen ermittelt 
werden soll.

Das sog. Ehegattensplitting soll ungeachtet der Steuer-
klassenkombination ebenfalls berücksichtigt und nicht 
abgeschafft werden. Beim Ehegattensplitting werden die 
Einkommen der Partner zusammengerechnet, die zuste-
henden Freibeträge zweifach berücksichtigt. Hierdurch wird 
vermieden, dass ein Freibetrag bei geringem Einkommen 
eines Partners nicht berücksichtigt wird. Dies reduziert den 
Steuertarif des Partners mit dem höheren Einkommen.

In der nächsten Ausgabe werden Gesichtspunkte zur Wahl 
der richtigen Steuerklasse beleuchtet.

10.	Verspätete Pauschalbesteuerung kann teuer werden
 
Das Bundessozialgericht (BSG) hat am 23.4.2024  
(Az. B 12 BA 3/22 R) entschieden, dass die Pauschalbe-
steuerung mit 25 % für Aufwendungen bei Betriebsfeiern 
oberhalb von 110 € unverzüglich mit der nächsten Entgelt-
abrechnung durchzuführen ist.

Eine spätere Anmeldung der Pauschalbesteuerung führt 
sozialversicherungsrechtlich dazu, dass Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteile für sämtliche Sozialversicherungs-
zweige nachzuzahlen sind. Eine steuerrechtlich andere Re-
gelung ist lt. BSG ohne Belang.
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